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Betroffenenbeirat im Austausch mit UBSKM und Deutscher Bischofskonferenz 
Gemeinsame Erklärung und VBG-Fragen im Fokus 

Berlin, 23. Juni 2026 – Im Rahmen von Gesprächen mit der Unabhängigen Beauftragten für Fragen des 
sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM), Kerstin Claus, sowie mit Vertretern der bischöflichen Fachgruppe 
der Deutschen Bischofskonferenz hat der Betroffenenbeirat zentrale Fragen der Aufarbeitung sexualisierter 
Gewalt in der katholischen Kirche beraten. 

Ein Schwerpunkt der Gespräche war die Zukunft der Gemeinsamen Erklärung von Deutscher 
Bischofskonferenz und UBSKM aus dem Jahr 2020. Die in der Gemeinsamen Erklärung vorgesehenen 
Aufarbeitungsprozesse wurden auf einen Zeitraum von sechs Jahren angelegt und erreichen nun absehbar 
ihr Ende. Damit stellt sich die Frage, wie die begonnenen Prozesse künftig fortgeführt und welche 
Regelungen für eine Übergangszeit geschaffen werden können. Die Gemeinsame Erklärung selbst bleibt 
hiervon unberührt und besteht weiterhin fort. Aus Sicht des Betroffenenbeirats ist entscheidend, dass die in 
den vergangenen Jahren erreichten Standards auch über das Ende der bisherigen Umsetzungsphase hinaus 
uneingeschränkt erhalten bleiben. Gleichzeitig wurde die Erwartung formuliert, dass zeitnah Klarheit darüber 
geschaffen wird, wie mögliche Übergangs- oder Nachfolgeregelungen ausgestaltet werden und auf welcher 
Grundlage die bisherigen Standards fortgeführt werden. Die Deutsche Bischofskonferenz hat eine 
Beteiligung des Betroffenenbeirats zugesagt. Wie dieser Beteiligungsprozess konkret ausgestaltet wird, ist 
bislang noch offen und wird in weiteren Gesprächen zu klären sein.  

Auch die Anerkennung von Missbrauchstaten als Versicherungsfälle bei der Verwaltungs-
Berufsgenossenschaft (VBG) nahm breiten Raum ein. Viele Betroffene haben infolge verspäteter Meldungen 
erhebliche Nachteile bei möglichen Versicherungs- und Rentenleistungen erlitten. Zwischen der Deutschen 
Bischofskonferenz und dem Betroffenenbeirat bestehen unterschiedliche Auffassungen hinsichtlich der 
Verantwortung der Bistümer für die Folgen verspäteter Meldungen. Derzeit sind entsprechende Verfahren 
anhängig. Von den zu erwartenden gerichtlichen Entscheidungen wird abhängen, wie die bestehenden 
Rechtsfragen künftig bewertet werden.  

Ein wichtiges Ergebnis des Austauschs mit Kerstin Claus ist die Vereinbarung einer engeren 
Zusammenarbeit zwischen dem Betroffenenbeirat und der UBSKM. Der Betroffenenbeirat wird verstärkt auf 
die diözesanen Betroffenenbeiräte sowie auf weitere Betroffeneninitiativen und Selbstvertretungen zugehen, 
um Fälle, Fragestellungen und Erfahrungen systematisch zu sammeln und gebündelt an die UBSKM 
weiterzugeben. In diesem Zusammenhang regt der Beirat eine personelle Stärkung der UBSKM an. Aus 
seiner Sicht reicht die derzeitige personelle Ausstattung angesichts der Vielzahl und Komplexität der 
Aufgaben nicht aus. Darüber hinaus bestand Einigkeit, dass die Anliegen Betroffener künftig stärker in 
politische Entscheidungsprozesse eingebracht werden müssen.  

Die Gespräche haben gezeigt, dass die Weiterentwicklung der Aufarbeitung, die Sicherung bestehender 
Standards und die wirksame Beteiligung Betroffener auch in den kommenden Jahren zentrale Aufgaben 
bleiben werden. 
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